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I. I. 2 Maß der bau lichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 11 f(. I B.uGB)

a) Grundfilichenzahl GRZ und Geschoßfliehenzahl GFl (§§ 19 und 20
BauNVO) entsprechend den Planeinschr1eben.

b) lahl der Vollgeschosse (§ 20 BauMVO) entsprechend den Planein­
SChrieben.

1.1.3 Bauweise und uberbaubare GrundstQcksflächen (I 9 Abs. I liff. 2
BauGB und §§ II und l3 BauMVO)

a) I_ ges~en Plangebiet wird geliB f II Abs. 4 BauNVO eine von
I 22 Abs. 1 BauHVO abweichende (besondere) Bauweise festge­
setzt. Dabei sind die Geblude entsprechend der offenen Bauwei­
se .it seitliChen Abstandsfliehen zu errichten, es sind jedoch
grundsitzlieh auch Gebludellngen von -ehr als 50 • zullssig.
Als Ausn" durfen b.Juliche Anlag!n oMe Einhaltung eines
seitlichen 6renubstandes errichetet ..enfen, wenn gewlhrlei­
stet ist, daß notwendige Abstandsfliehen auf benachbarten
Grundstuc~en eingeh.lten ..erden oder ebenf.lls an die Gru~d­

stucksgrenze angebaut wird.

b} Ein Überschreiten der Baugrenzen ist als Ausnan.e bis ~ti.at

10 t der t.tsllchlichen Geblludegrundflllchen (bezogen .uf die Ge­
sa.tbebauung des jeweiligen BaugrundstuckesJ g~.B I 23 Ab5. J

BauHVO zul15sig, sofern ein Mindestabstand von ) m zur Grund­
stuck~grenze eingehalten wird und Flichen ~it Pfl.nzblndungen
nicht beeintrlchtigt werden. Ausgen~n hiervon sInd die Bau­
grenzen gegenüber den Bundesstraßen 8 ) und B 39.

c) Mebenanlagen i_ Sinne des § 14 Abs. 1 Bau.VO sind nur inner­
halb der yberbaubaren Grundstuck5flllchen zulls5ig.

1.1.4 Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. I liff. 4 8auGB und
§ II BauNVO)

Garagen und llberd.chte Stellplatze sind nur innerh"lb der llberbau- r
baren Grund~tücksFlächen zullsslg. Offene Stellplätze sind auch
außerhalb der überbaubaren GrundstQcksflächen zulässig, dabei dar­
fen jedoch matimal die Hlilfte der nicht llberbaubaren GrundstQcks­
flächen mit offenen Stellplätzen yberbaut werden.

Hinweis:
Park-, Stell- und Lagerfilichen sollten dann mit wasserdurchlässi­
gen Materialien befestigt werden, wenn bei deren Benutzung eine
Gefährdung des Grundwassers ausgeschlossen ist.

l.l Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 liff. 11 BauG8)

Oie im Plan festgesetzten Offentllchen Stellplätze sind durch
Sau~pfl.nzungen zu gliedern. Dabei Ist die i. Plan dargestellte
Lage nur s1lOO1isch zu sehen, die genauen Standorte sind unter Be­
rucksichtigung von GrundstückSluf.hrten festzulegen. Grundsitz­
lich ist jedoch je ] längsparkplltze 1 8a~ zu pflanzen.

1.) M.ßnahmen zum Schutz, zur Pflege und EntwiCklung von Matur und
landschaft (§ 9 Abs. 20 8auG81

Das Qberfllchenwasser der Saugrundstücke (OachfllChen, befestigte
Freifliehen und ihnlichesl ist in eine- gesonderten Abwassers~­

stel in die öffentliche Grünfläche, die i_ lent~ des PlangebIe­
tes liegt, einzuleiten. Diese Grünfliche ist als offener Verdun­
stungs- und Versickerungsgr.ben zu erhalten.

1.4 Mit Gen-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende FIlichen (§ 9
Abs. 1 liff. II SauGB)

Oie i~ Plan .It gr (Gehrecht), fr (fahrrecht) oder Ir (Leitungs­
recht) gekennzeiChneten Flächen sind .it den entsprechenden Rech­
ten lugunsten der jeweiligen Versorgungstriger zu bel.~ten. Eine
Bebauung ist nur ~It Zusti~ng des entsprechenden Versorgu"95tr~­

gers zullssig. Die Grundstücke entlang der öffentlichen Grunfl.­
chen gem. Ziffer 1.3 die~er festsetzungen sind zu Pflege und Un­
terhaltung der Grünflächen zugunsten der Stadt Wies loch mit einem
Geh- und Fahrrecht zu belasten.

Werbeanlagen sind grundsätzlich nur an der Stltte der leistung zu­
las~ig (.usgenomlen S'mMelhinweisschilder). Oabei durfen Werbean­
lagen nur so ausgeführt werden, daß von ihnen keine Blend~irkung

.uf die Sunde~stra6en .usgeht. GrundSltzlich nicht zulässig sind
Werbeanlagen _it grell .. oder ständig wechselnd.. licht.

Gestaltung der unbebauten Fliehen bebauter Grundstücke (§ 7]

Abs. 1 liff. 5 L80)

Oie unbeb'Jten Flllchen bebauter GrundstOcke sind als Grünflächen
anzulegen. Oabei.jst ~ angefangene )00 ~ Grundstücksfliehe .in­
destens I gr06kroniger 8a~ entsprechend der Vorschlage liff. 1.5
der SChriftlichen Festsetzungen tu pflanzen. Die lwlschenriu.t
sind durch Str.uch- und Buschbepflanz1,lngen Zu erglnzen.

2.3 Einfriedigungen (§ 7) Abs. I llff. 5 L8O)

Einfriedigungen gegenüber den Erschließun9sstr.6en dürfen eine Hö­
he von 0,8 _ nicht überschreiten. Sofern Sicherheitseinfriedlgun­
gen notwendig sind, dürfen diese geQomüber den öffentllctJ.en Ver­
kehrsflichen eine Möhe von 1 _, .nsonsten l,S • nicht uberschrei­
ten und sind nur _lt einer glelchhohen Ileckenhinterpf1'nl1,lng zu­
lassig.

Hinweise:

a) Der hOchste Grundw.sserstand von 1915 dürfte im ZentrWl des
Plangebietes beI ca. 110,0 • t MN gelegen haben. Bei Gründ1,lngs­
.aBn."n oder Unterkellerungen wird die sorgnltige EfIIlttlung
des ..8gebenden Grundwasserstandes -.pfohlen.

b) Bodenverdichtungen sollten in den nicht Oberrb.ubaren Flichen
veT'llieden werden, ~ die n,türliche Bodenstruktur vor erhebli­
chen und neChh,ltigen Verlnderungen Zu schützen.

c) Bei allen BaumaBnan.en sind Mutterboden und Unterboden getrennt
auszubauen und vorrangig einer Wiederverwertung t1,lzuführen.
Falls bei Bodenarbeiten geruchliehe und/oder sichtbare Auffäl­
ligkeiten bemerkt werden, ist die untere Bodenschutzbehorde zu
versUndigen.

SATZUNG

A. Rechtliche Grundla9~

Aufgrw1d der S5 , ,2 und 8-10 des Bauqesetzbuches,

der VerordnUl'lCil über dle baUllche NutzUng der Grundstücke

(Baunutzungsverordnung) , S 73 der LandesbaUordnung

für Baden _ Württe:nberg in Verbindung ml t S 4 der Genelnde~

ordnung für I»den - WUrttemberg in der jewells gi.i.ltigen

f'assW'lg hat der Gemelnclerat den Bebauun;Jsplan

.. Eidlelwl9 11 ..

1.5 Flachen für das Anpflanzen von Bäumen und Strluchern sowie mit
Sindungen für Bepflanzung und Erhaltung von Siumen und Sträuchern
(§ 9 Abs. 1 Zift. 25 SauGB)

a) Die im Bebauungsplan festgesetzten Fllchen mit Sindung für die
Erhaltung von Siumen und Str~uchern sind 1n ihrer Topographie
SOwie in ihrem Bewuchs lU erhalten und sich selbst zu überlas­
sen (natürliche Sukzession).

b) DIe nicht überbaub.ren Grundstücksflächen sind - soweit sie
nicht für Park-, Ste1l- oder Lagerplatze benötigt werden - mit
standortgerKhten BIlllRf1 und Sträuch!rn zu bepflanzen. Bel el­
ner Stellplatznutzung 1st .uf je 5 Stellplatze zur Gliederung
und Auflockerung ein groSkroniger lau. ~u pfl.nzen. Mierbei
sollten folgende Pflanzenarten ~erwendet werden:

als SatzurJ:! beschlossen.

§ 1 Raumllcher Oeltungsberelch:

Der ri:iumhche Gel tunqsberelch ergibt

Festsetzung 1m Plan ( § 2 Ziff. 1 )

sich aus der

Säumt: Obstbaumhochsta..t von Apfel (Malusl, Birne (Pyrus) und
Kirsche (Prunus), Walnus-Slellng (Jugl.ns regia), Feldahorn
(Acer ca.pestre), Hainbuche (C.rpinus betulus), Erle (Ainus
glutinosa). Reißdorn (Crataegus .anogyna). Esche (fratinus
etcelslor), Eiche (Quercus petrea).

2. SChri!tliehe Festsetzungen

Als Anlage ut eine Begti.indurg belgefügt.

§ 3 Inkrafttreten:

Dle:;e satzung tntt arn Tage lhrer Bekanntmac..'lI.1f1g

1n Kraft.

§2 Bes:arotelle des BebaUU1'l',lsplanes;

1. Zelchnensche FeStsetzurqen

Straucher: felsenbirne (AMlallChier l"'l"Ckii), Martrigel
(Comus sanguinea), Masel (torylu5 .vellan.), Pfaffenhütchen
(Euonymus europ.eus), Liguster (Ligustr~ ~ulgare), Trauben­
kirsche (Prunus padus), Apfel-Rose (Rosa rugos.), Salweide
(Salit caprea), Holunder (Saabucus nigra), Schneeb.ll (Vi bur­
nUll opulus).

c) Fassaden sollten -wo moglich- begrunt werden, dabei durfen
Rankgitter oder -gerüste die Baugrenzen uberschreiten.

B.

l.

l.1

1.1.1

Schriftliche Festsetzungen

phl'lunqsrechtliche FestsetzunQen (§ 9 Abs. I BauGB und BauNVOj

Bauliche Nutzung
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs, I liff. I SauG8)

- Gewerbegebiet GE (§ a BauNVO)

a) Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 Ziff. 1 BauNVO sind gem<lB § lAbs. 6

BauNVO allgemein zulässig, dabei sind jedoch pro Baugrundstuck
maximal z~ei ~ohneinhelten zul~ssig.

bJ Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 llff. Z Bau~VO sind gemäB.§ 1 Abs. 6
allgemeIn zulässig.

c) Ausnahmen nach § B Abs. 3 liff. 3 BauNVO sind gemaB § lAbs. 6
BauNVO nicht zuljsslg.

d) Die Errichtung _on Einzelhandelsbetrieben und Handelsbetrieben
mit Verkauf an Endverbraucher ist gemaß § 1 Abs. 5 Bau~VO nur
als Ausnahme zulassig, wenn von dIesen Betrieben keine nachtei­
ligen Auswirkungen auf die Stru~tur und Versorgungsfunktion
des Stadtzentrum~ erwarten lassen.

2.

2• I

Flachen 3it umweltgefährdenden Stoffen (Ig Abs. 5 8auGB)

Vor der Oberplanung oder Bebauung der i~ zeichnerischen Teil des
8ebauungsplanes gekennzeichneten Fliehen mit umweltgefährdenden
Stoffen ist vom Bauherrn zu prüfen, ob Bodenbelastungen bestehen,
die Einfluß auf die bauliche Nutzung haben oder gesonderte Maß­
nahmen erfoNiern.

8auordnungsrechtliche Festsettungen (§ 9 Abs. 4 8auGB und § 73
lBQ

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 7] Abs. I liff. 1 lBO)

Als Dachformen sind Satteldach, ~almdach, Pultdach und Flachdach,

sowie bei gewerblichen Geb~uden auch Sheddächer zul1ssig, Alle ~­

eher sind mit blendfreiem Material zu decken. Flachdächer ~ind •
nach Möglichkeit zu begrunen.
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1. Allgemeines

1.1 Innerhalb der vorhandenen Gewerbe- und Industriegebiete in
Wiesloch sind für die Ansiedlung - insbesondere von Klein- und
Mittelbetrieben - kaum noch Flachen vorhanden. Lediglich im Ge­
werbe- und Industriegebiet "Weinäcker" sind noch wenige Grund­

stücke verfügbar, diese werden jedoch 1992/93 bebaut.

1.2. In letzter leit haben einige Betriebe aus Wiesloch Aussiedlungs­
absichten geäußert, diesen Betrieben muß eine entsprechende Fla­
che angeboten werden, sollen sie nicht in andere Gemeinden abwan­

dern.

1.3 Das Arbeitsplatzstrukturgutachten der Dr. Troje-Beratung stellt

fest, daß es erforderlich ist, einerseits den ortsansässigen 8e­
trieben Ausweichstandorte anzubieten und andererseits eine gewis­
se Flächenreserve far Neuansiedlungen oder zukünftige Aussiedlun­
gen vorzuhalten.

1.4 Der Flächennutzungsplan der verwaltungsgemeinschaft Wies loch­
Dielhelm ist seit 01.05.1981 rechtswirksam. Er weist das Plange­
biet als Gewerbefläche mit teilweisem Bestand (entlang der
Schwetzlnger Straße) aus.

1.5 Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des laufenden Flurberei­
nigungsverfahrens Wiesloch-Rauenberg. Der Wege- und Gewässerplan
weist dieses Gebiet ebenfalls als Gewerbegebiet aus.

1.6 Umgeben wird das Plangebiet vOn den Bundesstraßen B 3 und B 39
sowie der Schwetzinger Straße (ehemalige B 39). Den östlichen Ab­
schluß bildet das Umspannwerk der Badenwerk AG. Das Gelände ist
im wesentlichen eben, lediglich der südliche Teil steigt um ca.
5 man. Im südöstlichen Bereich befindet sich eine ehemalige
Sandgrube. hier wurde das Gelände um ca. 5 - 6 mabgegraben. Die
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Sohle liegt bei etwa 112 m ü. NN, die angrenzenden Böschungsober­
kanten bei etwa 117 m Ü. NN.

1.7 Westlich der B 3 liegt das Gewerbegebiet Ziegelwiesen, südlich
der B 39 das Gewerbegebiet Sandpfad.

2. Grünordnung

2.1 Vorgaben

Der Flächennutzungsplan weist das Plangehiet als geplante Gewer­
beflache aus. Im nördlichen Teil ist der bereits bebaute Bereich
als bestehende Gewerbeflache dargestellt. Auch die Raumnutzungs­
karte des Regionalplanes Unterer Neckar (Entwurf 1989) stellt
den Bereich als geplante Gewerheentwicklungsfläche dar.

2.2 Vorhandene Mutzung (siehe auch Plan "Analyse zur Grünordnungspla­

flung")

Wie bereits erwähnt, ist der nördliche Teil des Plangebietes be­
reits bebaut. Hier befindet sich eine ältere Gewerbeansiedlung
mit dem Zollamt und dem Städtischen Wasserwerk sowie zwei Wohn­
baugrundstücke, die mit einem größeren Einfamilienhaus sowie
drei Arbeiterwohnheimen bebaut sind. Der überwiegende Teil des
Plangebietes wird landwirtschaftlich genutzt mit Ausnahme der Bö­
schungsflächen am Rande der ehemaligen Sandgrube sowie im Be­
reich des Grabens, der das Plangebiet diagonal quert.

Der Graben im Zentrum des Plangebietes hat durch seine pränage­
wirkung eine gute Wasserversorgung erfahren, dadurch hat sich ei­
ne reichhaltige Flora gebildet. Hier finden sich insbesondere
folgende Pflanzen:

Weiden (Salix caprea, S. alba u. a.), Feldahorn (Acer camp­
estre), verwilderte Obstbäume, z. B. Apfel (Malus). Kirsche (Pru­
nus), Holunder (Sarnbucus nigra), Brombeere (Rubus fruticosisl,
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Schilf (Phragmites communis) sowie verchiedene hochwüchsige Grä­
ser.

Die Böschungsflächen der ehemaligen Sandgrube wurden jahrelang
sich selbst uberlassen, so daß sich auch hier eine natQrliche
sukzessive entstandene Vegetation gebildet hat. Hier finden sich

in erster Linie folgende Pflanzenarten:

Feldahorn (Acer campestre), verschiedene Obstbäume (Apfel, Zwet­
sche, Birne), Holunder (Sambucus nigra). Weißdorn (crataegus
monogyna), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Wilder Wein
(Vitis vinifera), Brombeere (Rubus fruticosis), Waldrebe (Clema­
tis).

Das Plangebiet wird von einigen Mittelspannungsleitungen ge­
quert, diese müßten im Rahmen der Erschließung abgebaut werden.
Die vorhandene Abwasserleitung im nördlichen Bereich. die zwi­
schen den Arbeiterwohnheimen verläuft. muß erhalten und entspre­
chend gesichert werden. Ein Teil des vorhandenen Grabens wurde
hier in der Vergangenheit durch einen Kanal ersetzt.

Nutzungskonflikte
Konflikte mit der land- und Forstwirtschaft

Da der aberwiegende Teil des Plangebietes landwirtschaftlich ge­
nutzt ist und es sich um gute Böden handelt. ist dieser Nutzungs­
konflikt far die landwirtschaft schwerwiegend. auch wenn es sich
in der Summe nur um eine Fläche von ca. 3 - 4 ha handelt. Abge­
schwächt wird dieser Konflikt nur dadurch, daß es sich nicht um
eine große zusammenhängende Bewirtschaftungsfläche handelt, son­
dern durch die vorhandeRe Topographie und den unter Ziff. 2.1 ge­
nannten Bewuchs um verhältnismäßig kleine Teilflächen.

Die grundsätzliche planungsrecht.liche Abwägung dieses Konfliktes
wurde bereits bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes von
1981 getroffen. Auch durch den Bau der B 3/B 39 sind die ur­
sprünglich zusammenhängenden Bewirtschaftungsflächen zerschnit-
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ten worden. Trotzdem ist eine Lösung des Konfliktes nicht mög­
lich, auch wenn er - bedingt durch die vorgegebene Kleinteilig­
keit - im Vergleich zu anderen Eingriffen in die Landwirtschaft
relativ gering.

2.3.2 Konflikte mit der Wasserwirtschaft

Grundsätzliche Konflikte mit der Wasserwirtschaft sind immer
dann gegeben, wenn weitere f1achen versiegelt werden. Diese Ver­
siege1ungen erhöhen den Oberflächenabfluß und die sogenannte un­
produktive .Verdunstung. Hinzu kommt, daß gerade in Gewerbegebie-,

'--_" ten oftma15 auch frei fl ächen als Lager- und Ste1lflächen befe-

stigt werden.

In diesem Behauungsplan verläuft von Südwesten nach Osten ein
Entwässerungsgraben, der zum Teil einen sehr schönen Bewuchs auf­
weist. Dieser Graben bietet sich geradezu als Oberflächenentwäs­
serurtg an, hinzu kommt, daß bei einer Abführung des gesamten
Oberflächenwassers über die Kanalisation die Gefahr besteht, daß
die Pflanzen im Bereich des Grabens keine ausreichende Nähr­
stoff- und Wasserversorgung mehr erfahren. Aus diesem Grunde
wird empfohlen, im Bebauungsplan festzusetzen, daß die Oberflä­

'chenwässer diesem Graben zugeführt werden. Dieser kann dann als
Versickerungs- und Verdunstungsfläche dienen.

Auch bei den befestigten Freiflächen (Lager- und Parkplätze)
sollten entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan aufgenommen
werden, damit ein möglichst großer Anteil der Baugrundstücke
nicht versiegelt bzw. freigehalten wird, um den natürlichen Was­
serkreislauf soweit als möglich zu erhalten.

Der höchste bekannte Grundwasserstand von 1915 dürfte im Zentrum
des Plangebietes bei etwa 110 m+ NN gelegen haben. Dies
bedeutet, daß bei tiefgründigen Bauwerken oder Unterkellerungen
eine sorgfältige Ermittlung des maßgeblichen Grundwasserstandes
erforderlich wird.
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Konflikte mit Natur und Landschaft

Durch die in der Vergangenheit erfolgte landwirtschaftliche Nut­
zung kannte sich - mit Ausnahme der oben angefuhrten Graben- und
Böschungsbereiche - keine außergewöhnliche Flora oder Fauna ent­
wickeln. Gerade diese wenigen vorhandenen Elemente sind jedoch
aus der Sicht des Landschaftsbildes erhaltenswert. Bei einer ent­
sprechenden Planung können solche Grünbereiche auch der Gliede­
rung und Auflockerung eines Gewerbegebietes dienen. Der kleinkli­
matische Effekt, insbesondere auch im Hinblick auf den sehr ho­
hen Anteil an Strahlungsflächen im Umgebungsbereich (B 3, B 39,
Schwetzinger StraBe und benachbarte. Baugebiete) darf hierbei
nicht verkannt werden.

Aus gestalterischen Gründen sollten zumindest die öffentlichen
Parkplätze bzw. Straßenzüge eine entsprechende Begleitpflanzung
erhalten_ Diese Bepflanzung hat sicherlich nur sehr geringe öko­
logische oder auch klimatische Auswirkungen, für die Gestaltung
und das Straßenbild sind sie jedoch von erheblicher Bedeutung.
Auch für die Ortseingangssituation in der Schwetzinger Straße
sollte angestrebt werden, daß die Freiflächen entsprechend ge­
gliedert und bepflanzt werden.

Konflikte mit der Siedlung

Da die nächsten Wohnbereiche verhältnismäßig weit entfernt lie­
gen und aufgrund der Struktur des Gewerbegebietes nur kleinere
bis mittlere Betriebe denkbar sind, ist ein Konflikt mit Wohnbe­
reichen nicht zu erwarten. Die Erschließung ist über die Schwet­
zinger Straße vorgesehen, der Eichelweg soll für dieses Plange­
biet keine Erschließungsfunktion erhalten. Insofern ist fur die
Kreuzung Eichelweg/Neues Sträßel keine zusätzliche Verkehrsbela­
stung aus dem Gewerbegebiet zu erwarten.

Im Bereich der Grundstücke Flst.Nr. 4474 bis. 4488/1 befindet sich
das Areal einer ehemaligen Sandgrube, die zwischen 1955 und 1970
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mit Erdaushub. Bauschutt, Erz- und Kohlenschlacken .verfüllt wur­

de. Danach wurde das Gelände landwirtschaftlich genutzt, Anbau

empfehlungen wurden erlassen (siehe Anlage). Bei einer Bebauung
dieser Flächen ist zu prüfen, ob die Bodenbelastung Einfluß auf
die bauliche Nutzung hat und ggf. gesonderte Maßnahmen (z.B. 80­
denaustausch o.ä.) erfordert. Anfallender Aushub in diesem
Bereich sollte im Entstehungsbereich belassen werden, wenn für

Menschen oder das Allgemeinwohl keine Gefahren zu befürchten
sind.

Konflikte mit Freizeit und Erholung

Konflikte mit Freizeit und Erholung sind nicht zu erwarten, da
das Plangebiet für diese Nutzungen keine Bedeutung besitzt. We­

der Fuß-, Wander- noch Radwege tangieren das Plangebiet.

2.4 EmpfehlLmgen aus grünplanerischer Sicht

Aus der Analyse zur Grünordnungsplanung ergeben sich für den Be­
bauungsplan folgende Empfehlungen:

Der Graben im Zentrum des Plangebietes sollte als Versicke­
rungs- und Verdunstungsfläche erhalten bleiben. Die Oberflä­
chenwässer sollten in diesen Graben eingeleitet werden. Um bei
Stark-Regenfällen Überschwemmungen des Grabens zu vermeiden,
ist ein überlauf in die öffentliche Kanalisation vorzusehen.
Dies könnte über die Straßenentwässerung erfolgen.

Der Bewuchs im Bereich des Grabens und an der Böschung der
ehemaligen Sandgrube ist zu erhalten. Es wird vorgeschlagen.
diese flächen als öffentliche Grünflächen mit einem Erhal­
tungsgebot festzusetzen. Hierdurch könnte gewährleistet wer­
den, daß die flächen und ihre Bepflanzung auch erhalten blei­
ben.
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Die nicht überbauten Flächen sollten mit Bäumen und Sträu­
chern bepflanzt werden, hier sind entsprechende Pflanzgebote
in den Bebauungsplan aufzunehmen~ Fassaden sind -wo möglich­
zu begrünen.

lager- und Stellplätze sollten mit einer wasserdurchlässigen
Oberfläche versehen werden, sofern keine Grundwassergefährdun­
gen zu erwarten sind. Auch hier sind entsprechende
Bepflanzungen erwünscht.

- öffentliche Parkplätze sollten durch Baumbepflanzungen geglie­
dert werden.

- Bei Einfriedigungen ist anzustreben, daß diese zumindest mit
Hecken oder Rankgewächsen bepflanzt werden.

Nutzung

Bisherige Nutzung

In Kapitel 2.2 wurde die bisherige Nutzung bereits ausführlich
beschrieben. Es ist hier lediglich nochmals zu erwähnen, daß et­
wa ein Viertel der Gesamtfläche bereits bebaut ist.

Zukünftige Nutzung
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurde gegenüber dem Flä­
chennutzungsplan geringfügig reduziert. Im rechtswirksamen Flä­
chennutzungsplan reicht die geplante Gewerbefläche im Südosten
bis an die Nebenbahnlinie der SWEG. Da jedoch zwischen dem ver­
längerten Eichelweg und dieser Nebenbahnlinie eine 220 kV Hoch­
spannungsleitung verläuft, die nicht unterbaut werden kann, be­
schloß der Gemeinderat, diesen Teilbereich nicht in den Geltungs­
bereich dieses Bebauungsplanes einzubeziehen.
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3.2.2. Das Plangebiet 'wird als Gewerbegebiet festgesetzt. Ziel dieses
Bebauungsplanes ist die Ansiedlung von kleineren und mittleren
Gewerbe- und Handwerksbetrieben. Hierbei ist es durchaus er­
wünscht, daß der Betriebsinhaber oder entsprechende nach ~ 8
Abs. 3 liff. 1 privilegierte Personenkreise auch im Gewerbege­
biet wohnen. Grundsätzlich sollten jedoch pro Baugrundstück
nicht mehr als zwei Wohneinheiten errichtet werden, um mögliche
Konflikte zwischen gewerblicher Nutzung und gebotener Wohn ruhe
auf ein zumutbares Mindestmaß zu reduzieren. Oie Anlagen nach
§ 8 Abs. 3 liff. 2 BauNVO sind allgemein zulässig, die im Plan­
gebiet bereits vorhandenen Einrichtungen somit planungsrechtlich
eindeutig geregelt.

Da sich im Plangebiet sowohl Wohngebäude als auch Wohnheime be­
finden. sind Nutzungen, die das Wohnen beeinträchtigen können,
möglichst gering zu halten. Aus diesem Grunde setzt der Bebau­
ungsplan fest, daß Vergnügungsstätten nicht zulässig sind. Erfah­
rungsgemäß gehen von Vergnügungsstätten - insbesondere in den
Abend- und Nachtstunden - erhebliche Beeinträchtigungen durch
den An- und Abfahrtsverkehr aus.

Im Flächennutzungsplan der verwaltungsgemeinschaft Wiesloch sind
entlang der B 3 und B 39 Grünbereiche dargestellt. Hierbei
handelt es sich um die Böschungsflächen und die nach Straßen­
gesetz von Bebauung freizuhaltenden Flächen. Im Bebauungsplan
ist diese Darstellung übernommen worden, die Baugrenzen lie-
gen 20m vom 'Fahrbahnrand entfernt. Diese Bereich sind -im Gegen
satz zu den anderen nicht überbaubaren Flächen- von jeglicher
Bebauung freizuhalten und zu bepflanzen.

3.2.3 Die Stadt Wiesloch hat in 'der Vergangenheit sehr große Anstren­
gungen im Bereich der Altstadtsanierung unternommen. Dabei wurde
das Mittelzentrum, insbesondere im Versorgungsbereich, funktions­
gerecht ausgebaut. Der Handels- und Einzelhandelsbereich besitzt
ein sehr hohes Niveau, der Branchenmix ist sehr ausgeglichen.
Auch das Verhältnis von großflächigen Einzelhandelsbetrieben zu
Facheinzelhandel kann als ausgewogen bezeichnet werden.
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Gerade großflächige Einzelhandelsunternehmen stellen für die
Struktur und Versorgungsfunktion der Altstadt eine Gefahr dar,
aus diesem Grunde setzt der Bebauungsplan fest, daß Einzelhan­
dels- und Handelsbetriebe mit Verkauf an Endverbraucher nur dann
zugelassen werden können, wenn es sich um Branchen handelt, die
sich auf die Struktur und die Versorgungsfunktion des Stadtzen­
trums nicht nachteilig auswirken. Als problematische Branchen
sind insbesondere die Bereiche lebensmittel, Drogerie, Beklei­
dung, Haushaltwaren u. ä. Sortimente einzustufen.

Gliederung der Flächen des Plangebiete

Gesamtfläche
davon bereits bebaut
öffentliche Grünfläche (Erhatlungsgebot)

Bruttobaufläche
Verkehrsflächen
Bestand
Planung

Nettobaufläche

Mischgebiet
Gewerbegebiet

5;78 ha
1,42 ha
0,52 ha

3,84 ha

0,15 ha
0,56 ha

3,13 ha
="''''==

0,28 ha
'2.85 ha

4.0 Bebauung

4.1 Wie in Kapitel 3 bereits angesprochen, wird das Plangebiet als
Gewerbegebiet festgesetzt. um die Wohnruhe zu erhalten, sind be­
stimmte Nutzungen- (Vergnügungsstätten) nicht zulässig.

4.2 In Gewerbegebieten sind gemäß BauNVO Wohnungen für Betriebsinha­
ber und -leiter sOwie Aufsichts- und Bereitschaftspersonal als
Ausnahmen zulässig. Insbesondere in Gebieten mit kleineren Gewer­
be- und Handwerksbetrieben. aber auch bei entfernter liegenden
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Gewerbegebieten sind Wohnungen für den genannten Personen kreis
durchaus erwünscht. Der Bebauungsplan setzt deshalb fest, daß
diese Ausnahmen generell z~lässig sind. Dabei sollen jedoch pro
Gewerbegrundstück maximal zwei Wohnungen ermöglicht werden.

4.3 Oie Bauweise ist als abweichende (besondere) Bauweise festge­
setzt. Erfahrungsgemäß können Werkhallen und fabrikationsbetrie­
be die in der offenen Bauweise festgesetzte Längenbegrenzung von
50 m nicht einhalten. Aus diesem Grunde wurde zwar grundsätzlich.
eine offene Bauweise festgesetzt, jedoch ohne Längenbegrenzung.
Als Ausnahme ist darüber hinaus zulässig. daß aus Gründen der
besseren Grundstücksnutzung auf die seitliche Grundstücksgrenze
gebaut werden darf, wenn sichergestellt wird. daß auf dem Nach­
bargrundstück ebenfalls angebaut oder die notwendige Abstandsflä­
che entsprechend eingehalten wird.

4.4. Gerade in Gewerbegebieten sind die Baukörper oftmals an gewisse
Formen oder Raster gebunden. Auch die Betriebsabläufe erfordern
unter Umständen bestimme Anordnungen von Gebäuden. Da die festge­
setzten Baugrenzen solche Eventualfälle nicht generell berück­
sichtigen können, läßt der Bebauungsplan eine überschreitungun­
ter bestimmten Voraussetzungen zu.

4.5 Die unter Ziff. 2.4 aufgeführten Empfehlungen aus grünordnungs­
planerischer Sicht wurden im Bebauungsplan als Festsetzungen auf­
genommen.

5. Erschließung

5.1 Verkehrserschließung

.Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von der Schwetzinger
Straße mit Stichstraßen. Das Erschließungssystem ist so gewählt,
daß der Eingriff in die vorhandenen GrOnbestände möglichst ge­
ring bleibt. Oie Einmündung ist so dimensioniert, daß ein Last-
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zug, der aus der Schwetzinger Straße in das Plangebiet einbiegt,
die Gegenfahrbahn sowohl der Schwetzinger Straße als auch der Er­
schließungsstraße nicht in Anspruch nehmen muß. Entlang der Er­
schließungsstraßen sind öffentliche Längsparkplätze vorgesehen,
diese sollen unter Berücksichtigung der Grundstückszufahrten ent­
sprechend mit Bäumen gegliedert werden.

Wasserversorgung

Die Wasserversorgung ist aus dem städtischen Versorgungsnetz mög­
lich, entlang der Schwetzinger Straße verläuft eine Hauptwasser~

leitung.

Entwässerung

Im Nordosten des Plangebietes befindet sich bereits ein Kanal,
der für die gesamte Entwässerung des Plangebietes jedoch nicht
ausreichen dürfte. Der Bebauungsplan geht im Grundsatz von einem
Trennsystem. aus, dabei sind die Oberflächenwässer der aaugrund~

stücke in den unter Kapitel 2 ausführlich beschriebenen Graben
einzuleiten. Um jedoch bei Stark-Regenfällen überschwemmungen
des Grabens zu vermeiden, ist dieser entweder im Südwesten an
die Straße oder im Nordosten an den bestehenden Kanal mit einem
Überlauf anzubinden. Die notwendigen Entwässerungskanäle können
im öffentlichen Verkehrsraum verlegt werden.

5.4 Elektrizitätsversorgung

Die interne Versorgung des Gebietes ist aus dem Netz der Baden­
werk AG, die mit ihrem Umspannwerk an die östliche Geltungsbe­
reichsgrenze angrenzt, möglich. Oie das Gebiet überspannenden 20
kV-Leitungen sind im Zuge der Erschließung zu verkabeln.

5.5 Gasversorgung
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Entlang der Schwetzinger Straße liegt eine Hauptga~leitung, ~o

daß das Plangebiet von den Stadtwerken Heidelberg entsprechend
versorgt werden kann.

6. Überschlägige' Kostenermitflung

6.1 Wasserversorgung
ca 500 lfdm x 400,- DM

Abwasserbeseitigung
ca 700 Ifdm x 900,- DM

Verkehrsflächen
ca 5.600 mZ x 200,- DM

Beleuchtung
ca 500 Ifdm x 100,- DM

Erschließungs.kosten

Bau1andumlegung

Gesamtkostengeschätzt

ca 200.000,-- DM

ca 630.000,-- DM

ca 1.120.000,-- DM

50.000,-- DM

ca 2.000.000,-- OM

80.000.-- DM

ca 2.080.000,~- DM
------------------------------------
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6.2 Die Kosten für die Erschließung werden voraussichtlich in den
Haushaltsjahren 1993/94 anfallen.

6.3 Die entsprechenden Einnahmen durch Erschließungs- und Anlieger­
beiträge werden für die Jahre 1994 bis 1996 erwartet.

·
~

7. Maßnahmen ~ur Ordnung des Grund und Bodens

Sofern es nicht möglich ist, alle Grundstücke durch die Stadt zu
erwerben, ist eine Baulandumlegung nach §§ 45 ff. 8auGB vorgese­
hen. Ein Vorschlag zur Grundstücksneuordnung wurde im Plan aufge­
nommen.

L·

W;esloch, August 1992

Dezernat III
Abteilung Planung

~Ketterer
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